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Haushalts- und Wirtschaftsführung 2008 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
im dritten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2008 


Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 23. Oktober 2008 
-II A2-H 122I/08/1 0002 - 


Gemäß § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung übersende ich die Zusammen- 
stellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben sowie Verpflichtungs- 
ermächtigungen im dritten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2008. 
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Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
im dritten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2008 

1. Über- und außerplanmäßige Ausgaben 


Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


06 Bundesministerium des Innern 

0602 Allgemeine Bewilligungen 

532 05 apl Kosten für Veranstaltungen der Bundesregierung aus Anlass des Jubiläums - 1 .230 

Freiheit und Einheit der Bundesrepublik Deutschland (60 Jahre Grundgesetz/ 20 
Jahre Mauerfall und Wiedervereinigung) 

Vorbereitung des Borgerfestes und weiterer Maßnahmen aus Anlass des Jubi- 
läums „Freiheit und Einheit der Bundesrepublik Deutschland" (60 Jahre Grundge- 
setz/20 Jahre Mauerfall und Wiedervereinigung). 

0615 Bundesverwaltungsamt 

681 12 apl Leistungen nach dem Heimkehrerentschädigungsgesetz - 15.800 

Zeitlich vorgezogener Anspruch der Leistungsberechtigten. Die außerplanmäßige 
Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung 
beruht auf dem Gesetz zur Änderung des Heimkehrerstiftungsaufhebungsgeset- 
zes Die außerplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 3. Juli 2008 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat 
mitgeteilt worden. 

0629 Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 

532 02 Hilfsmaßnahmen im Rahmen von EU-Abkommen und anderen Verträgen sowie 200 50 

Erkundungsmaßnahmen und Schnelleinsätze weltweit 

Höherer Bedarf infolge der Hilfsmaßnahmen in den Katastrophengebieten Myan- 
mars und Chinas. 


07 Bundesministerium der Justiz 

0704 Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 

632 01 Verwaltungskostenerstattung an die Länder 3.130 600 

Zunahme umfangreicher und komplexer Verfahren im Rahmen des Kostenaus- 
gleichs in Staatsschutz-Strafsachen. Die überplanmäßige Ausgabe dient der 
Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf § 120 
Abs. 7 Gerichtsverfassungsgesetz in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Vereinbarung des Bundes und der Länder über den Kostenausgleich in Staats- 
schutz-Strafsachen vom 20. Juni 1977, zuletzt geändert mit Wirkung vom 
1. Januar 2007. 


08 Bundesministerium der Finanzen 

0804 Bundeszollverwaltung 

688 04 Zahlungen an die EU für abzuführende Zölle, soweit diese nicht eingenommen wor- 
den sind, einschließlich der Zinsen gern. Artikel 1 1 der Ratsverordnung 

1150/2000 ; 

Zahlung von Eigenmitteln an die EU-Kommission. Die überplanmäßigen Ausga- 
ben dienen teilweise der Erfüllung von Rechtsverpflichtungen. Die Rechtsver- 
pflichtungen beruhen auf Art. 17 der Verordnung Nr. 1 1 50/2000 des Rates. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


09 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

0901 Bundesministerium 

683 01 apl Entschädigungsleistung im Rahmen von Einzeleingriffen nach § 2 Abs. 2 AWG - 34 

Entschädigung im Bereich der Außenwirtschaft im Rahmen eines Vergleichs. 

0910 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 

und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) 

687 01 Beiträge an internationale Organisationen 96 17 

Beitrag für die Mitgliedschaft in der internationalen Vereinigung Independent 
Regulators Group (IRG). Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer 
Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf Satzung der IRG. 

10 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

1002 Allgemeine Bewilligungen 

683 06 Zuweisungen nach dem Gesetz über die Venwendung von Gasöl durch Betriebe 0 1 

der Landwirtschaft 

Nachbewilligung für Gasölverbilligung in der Landwirtschaft aufgrund eines neu zu 
bescheidenden Antrags aus dem Jahr 2000. Die überplanmäßige Ausgabe dient 
der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf § 10 
Landwirtschafts-Gasölvenvendungsgesetz. 

1 1 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

1101 Bundesministerium 

54211 Öffentlichkeitsarbeit 160 35 

Kommunikative Begleitung der VN-Konvention über die Rechte behinderter Men- 
schen. 

1102 Allgemeine Bewilligungen 

684 08 Förderung von Maßnahmen der "Europäischen Allianz für die gesellschaftliche 250 300 

Verantwortung von Unternehmen" (CSR-Maßnahmen) 

Finanzierung der nationalen prozesshaft-dynamischen CSR-Strategie der Bun- 
desregierung, insbesondere für die kurzfristige Errichtung eines CSR-Forums und 
die enge Einbindung von unterschiedlichen Anspruchsgruppen in den Prozess der 
Strategieentwicklung. 


12 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwickiung 

1202 Allgemeine Bewilligungen 

526 52 Sachverständige 3.650 480 

Beraterleistungen im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung des deutschen 
Mautsystems und des Schiedsverfahrens Toll Collect gegen den Bund. 

684 51 Zuschüsse für Investitionen im Rahmen des Programms zur Förderung der An- 27.000 17.005 

Schaffung besonders emissionsarmer Lkw der KtW-Förderbank ("Innovationspro- 
gramm’'A/ariante nicht rückzahlbarer Zuschuss) 

Fortführung und Aufstockung des Förderprogramms in der Variante Direktzu- 
schuss infolge verstärkter Nachfrage. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 20. August 2008 dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzeiplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über* und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-Zaußer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 

15 

1506 

711 01 

Bundesministerium für Gesundheit 
^aul-Ehiiich'lnstitut 

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Maßnahmen zur Einhaltung des Arbaits- und Gesundheitsschutzes. 

600 

810 

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 

cherheit 

1 607 Bundesamt für Strahlenschutz 

517 31 Bewirtschaftung der Gmndstücke. Gebäude und Raume 

Ausgaben für die Bewirtschaftung der neu emchfaten "Infostelle Konrad" in Salz- 
gitter im Zusammenhang mit der Errichtung des Endlagers Konrad. 

117 

40 

547 31 

Nicht aufteilbare sächtiche Verwaltungsausgaben 

145 

190 


Erstellung einer MechbariteitsstLidie durch externe Auftragnehmer als fachlich 
fundierte Grundlage für die Entscheidung, ob und zu welchem Zeitpunkt mit der 
Planung und Durchführung der Räckholung der Abfälle aus der Schachtanlage 
"Asse tr begonnen wenden kann. 

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

1702 Allgemeine Bewilligungen 

685 02 Zuweisung an die Conterganstiftung für behinderte Menschen 15,814 7.500 

Erhöhung der Conterganrenten. Die übetf^anmäßige Ausgabe dient der Erfüllung 
einer Rechtsverpßichlung. Die Rechtsverpffichtung beruht auf § 13 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Conterganstiftung für behinderte h^nschen (ConstifG). Die 
überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finan- 
zen vom 8 . September 2008 dem Deutschen Bundestag und dem Suncfesraf 
mitgeteilt worden. 

1710 Gesetzliche Leistungen für die Familie 

68101 Erziehungsgeld 470.000 100.000 

Höherer Bedarf aufgrund der Verschiebung von Ausgaben und eines geringeren 
Rückgangs der Empfängerzahl als erwartet. Die überplanmäßige Ausgabe dient 
der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG). Die überplanmäßige Ausgebe ist mit 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 19. Juni 2008 dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 


23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

2302 Allgemeine Bewilligungen 

687 20 Entwicklungsorientiene Not- und Übergangshilfe 91.500 10.000 

Mehrbedarf, der aus dem weltweiten Anstieg der Beschaffungspreise für Nah- 
rungsmittel resultiert. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 12. Juni 2008 dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat mitgeteilt worden. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


60 Allgemeine Finanzverwaltung 

6002 Allgemeine Bewilligungen 

697 02 apl Erstattung an die Deutsche Post AG im Rahmen eines Beihilfeverfahrens - 1 .070.000 

Erstattung einer gemäß Entscheidung des Gerichts erster Instanz der EU (EuG) 
zu Unrecht von der Deutsche Post AG zurückgeforderten Beihilfe nebst Zinsen. 

Die Beihilfe wurde Anfang 2003 aufgrund einer Entscheidung der EU-Kommission 
im Bundeshaushalt vereinnahmt. Die außerplanmäßige Ausgabe dient der Erfül- 
lung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf der Entschei- 
dung des EuG vom 1. Juli 2008 in Verbindung mit einer entsprechenden Verein- 
barung mit der Deutsche Post AG aus dem Jahr 2002. Die außerplanmäßige 
Ausgabe ist mit Schreiben vom 2. Juli 2008 dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat mitgeteilt worden. 

Leistungen im Zusammenhang mit der deutschen Einheit 

Zahlungen nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz 1.900 848 

Erhöhte Erstattungsforderungen der Bundesländer infolge gestiegener Antrags- 
zahlen. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflich- 
tung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf §§ 28 und 29 des BerRehaG. 


6003 

632 02 
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2. Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen (VE) 


Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel/ 

VE 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE 

Ansatz VE laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

VE 

T€ 

1 

2 

3 

4 


10 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 

1002 Allgemeine Bewilligungen 

671 21 Erstattung der Verwaltungskosten des Bundesinstituts für Risikobewertung 2.600 25.000 


Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 


Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 

500 76 

Im Haushaltsjahr 2010 bis zu: 

2.500 T€ 

Im Haushaltsjahr 2011 bis zu: 

2.500 T€ 

Im Haushaltsjahr 2012 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2013 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2015 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2016 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2017 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu: 

2.500 76 

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu: 

2.000 76 


Abschluss eines Mietvertrages für die kurzfristige Zwischenunterbringung von 
Teilen des Bundesinstituts aufgrund von erheblichen Sicherheitsmängeln in der 
Liegenschaft Berlin-Dahlem. Die überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist 
mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 15. September 2008 
dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

12 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

1202 Allgemeine Bewilligungen 

683 04 Aufbau und Einführung eines deutschlandweiten interoperablen Fahrgeldmana- 3.000 3.945 

gements ("e-ticketing“) 


Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 

Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 2. 060 T€ 

Im Haushaltsjahr 2010 bis zu: 1.810 T€ 

Im Haushaltsjahr 2011 bis zu: 75 T€ 

Bewilligung mehrjähriger Projekte zur Fortsetzung des Programms “e-ticketing" 
nach NotiTizierung durch EU-KOM. 


684 51 Zuschüsse für Investitionen im Rahmen des Programms zur Förderung der An- 9.000 59.000 

Schaffung besonders emissionsarmer Lkw der KfW-Förderbank (“Innovationspro- 
gramm"A/ariante nicht rückzahlbarer Zuschuss) 

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 

Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 59.000 T€ 

Fortführung und Aufstockung des Förderprogramms in der Variante Direktzu- 
schuss infolge verstärkter Nachfrage. Die überplanmäßige Verpflichtungsermäch- 
tigung ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 20. August 
2008 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel/ 

VE 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE 

Ansatz VE laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

VE 

T€ 

1 

2 

3 

4 


891 61 apl Modellvorhaben und Demonstrationsprojekte im Bereich nationales Innovations- - 8.430 

Programm Wasserstoff und Brennstoffzellentechnologie 


Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 


Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 3.320 T€ 

Im Haushaltsjahr 2010 bis zu: 1.970 T€ 

Im Haushaltsjahr 2011 bis zu: 1.590 T€ 

Im Haushaltsjahr 2012 bis zu: 1.550 T€ 


Bewilligung mehrjähriger Projektförderungen für Modellvorhaben und Demonstra- 
tionsprojekte im Rahmen des Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie. 


1225 Wohnungswesen und Städtebau 

661 07 Förderung von Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanierung''C02- Gebäu- 684.000 500.000 

desanierungsprogramm" der KfW Förderbank 


Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 


Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 

55.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2010 bis zu: 

60.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2011 bis zu: 

55.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2012 bis zu: 

50.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2013 bis zu: 

50.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 

50.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2015 bis zu: 

50.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2016 bis zu: 

45.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2017 bis zu: 

40.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu: 

45.000 T€ 


Aufgrund der sehr guten Nachfrage von Förderkrediten erfolgt ein Vorziehen von 
Programmvolumina innerhalb der Gesamtlaufzeit bis zum Jahr 201 1. Die über- 
planmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben des Bundesministen- 
ums der Finanzen vom 5. August 2008 dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat mitgeteilt worden. 


23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung 

2301 Bundesministerium 

712 10 apl Baumaßnahmen im Dienstsitz Berlin - 400 


Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig: 

Im Haushaltsjahr 2009 bis zu: 400 T€ 

Fortführung der Baumaßnahme „Sanierung und Herrichtungsmaßnahmen am 
Dienstgebäude Stresemannstraße 94. Berlin“ gemäß des 4. Nachtrags zur ES - 
Bau - vom 11. April 2008 mit ausgabewirksamen Zahlungen in 2009. 
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3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben (ohne Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen) 


Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Elnzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2008 

T€ 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 

11 

11 02 

687 01 

Bundesministerium für Arbeit und Soziaies 

Allgemeine Bewilligungen 

Beiträge an internationale Organisationen 

22.972 

250 


Erhöhte Leistungen an die International Labour Organization (ILO/Intemationale 
Arbeitsorganisation) in Genf. 


12 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

12 02 Allgemeine Bewilligungen 

684 51 Zuschüsse für Investitionen im Rahmen des Programms zur Förderung der An- 
schaffung besonders emissionsarmer Lkw der KfW-Förderbank 

Verstärkte Nachfrage des Fördetprogramms in der Variante Direktzuschuss. Die 
überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung von Rechtsverpflichtungen. Die 
Rechtsverpflichtungen beruhen auf rechtskräftigen Zuwendungsbescheiden. Die 
überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 1. Juli 2008 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteill worden. 
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